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^rühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute: 

Kurs der Bundesregierung stimmt - 
auch 1987 Wirtschaftswachstum 
"Die gesamtwirtschaftliche Produktion wird 
•jach dem Rückgang im Winterhalbjahr wieder 
gütlich steigen. Dabei wird es im zweiten Vier- 
teljahr zu einer recht kräftigen Ausweitung kom- 
^n, und zwar nicht nur, weil Produktion nach- 
geholt wird, die in den ersten Monaten witte- 
ruiigsbedingt ausgefallen war, sondern auch, weil 
!j,e konjunkturellen Auftriebskräfte wieder spür- 
Jf werden. In der zweiten Jahreshälfte dürfte 
jjle gesamtwirtschaftliche Expansion auch wegen 
jj?r Nachholeffekte relativ stark sein; dabei wird 

le Haupttriebkraft weiterhin die Inlandsnach- 
frage sein." 

lese Kernthesen des am 13. April vorgestellten 
rühjahrsgutachtens der Wirtschaftsforschungsinsti- 

Ule bestätigen den erfolgreichen Kurs der Bundes- 
re8ierung. 
ts wird zwar nicht bestritten, daß die Exportent- 

•cklung in den letzten Monaten hinter den Erwar- 
Ungen zurückgeblieben ist und somit zu einer Ver- 

lagerung der Investitionen geführt hat. Dies ist die 
°'ge der beträchtlichen Veränderungen der Preis- 
nd Wechselkursrelationen, an die sich die Wirt- 
cnaft der Bundesrepublik anpassen muß. 
,e Wirtschaftsforschungsinstitute nehmen aber an, 

die vom Export ausgehenden Bremswirkungen 
°ch in diesem Jahr fühlbar nachlassen werden. 

*, e'des zusammen, abnehmende außenwirtschaftli- 
^ e Belastungen und recht günstige inländische 

edingungen, dürfte bereits im Frühjahr zu einem 
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konjunkturellen Wiederanstieg von 
gesamtwirtschaftlicher Nachfrage und 
Produktion führen." 
„Es besteht.. . die begründete Aussicht, 
daß der Rückgang der Exporte bald zum 
Stillstand kommt und im weiteren Ver- 
lauf des Jahres von einem leichten 
Anstieg abgelöst wird." 
Daher hält die Mehrheit der Institute ein 
reales Wachstum des Bruttosozialproduk- 
tes um 2% für realistisch. 
Wichtig ist, daß nach wie vor der private 
Verbrauch der Motor der Konjunktur ist. 
„Der private Konsum hat... die Kon- 
junktur weiterhin gestützt." Entscheidend 
dafür war im letzten Jahr der starke 
Anstieg der Realeinkommen der privaten 
Haushalte. „Er ergab sich aus dem 
Zusammentreffen von deutlich höheren 
Effektivverdiensten, der Steuersenkung 
zu Beginn des Jahres, einer Ausweitung 
der Beschäftigung und dem Sinken der 
Preise für die Lebenshaltung. Bedeutsam 
war auch, daß die Transfereinkommen 
leicht beschleunigt erhöht wurden." 
Auch in diesem Jahr werden nach Auffas- 
sung der Gutachter vom privaten Ver- 
brauch „beachtliche Anregungen auf die 
Konjunktur" ausgehen. 
Die verfügbaren Einkommen werden um 
4 % steigen, auch die übertragenen Ein- 
kommen (Sozialeinkommen) werden in 
ähnlichem Umfang expandieren wie 
zuvor, die Renten sogar deutlich rascher. 
Da die Preise weiterhin stabil bleiben 
(Anstieg +0,5 % für 1987), dürfte nach 
der Meinung der Institute der reale pri- 
vate Verbrauch ähnlich stark zunehmen 
wie im Jahre 1986. 
Auch „die Bedingungen für die Ausrü- 
stungsinvestitionen werden sich im Ver- 
lauf des Jahres wieder verbessern. Die 
mit der Höherbewertung der Deutschen 
Mark verbundenen Unsicherheiten und 
Belastungen werden allmählich abklin- 
gen, und die Nachfrage aus dem Ausland 

wird ... leicht steigen." „Die Erträge und 
Ertragsenvartungen der binnenwirtschaft- 
lich orientierten Unternehmen sind ange- 
sichts des weiterhin lebhaft expandieren- 
den privaten Verbrauches ... nach wie vor 
günstig." Außerdem bleiben die Bauinve- 
stitionen konjunkturell weiter aufwärts 
gerichtet. Für dieses Jahr ist sogar eine 
„deutliche Zunahme" zu erwarten. Diese 
Entwicklung betrifft vor allem den 
Bereich der gewerblichen Bauinvestitio- 
nen; hinzu kommt, daß Umweltschutzin- 
vestitionen immer mehr an Bedeutung 
gewinnen, die in erheblichem Umfang 
mit Baumaßnahmen verbunden sind. 

Noch „erheblich günstiger als im Woh- 
nungsneubau wird die Entwicklung im 
Bereich der Modernisierung und Instand- 
haltung sein; auf diese Maßnahmen ent- 
fällt inzwischen mehr als ein Drittel der 
gesamten Wohnungsbauinvestitionen.'4 

„Dies alles spricht dafür, daß sich die 
Ausrüstungsinvestitionen bald aus ihrer 
Schwäche lösen werden, zumal auch 
Investitionen nachgeholt werden dürften, 
die in den zurückliegenden Monaten 
wegen der sehr großen Unsicherheit über 
die weitere Wechselkursentwicklung 
zurückgestellt worden waren." 

„Mit dem Wiederanstieg der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktion wird sich auch die 
Nachfrage nach Arbeitskräften verstärken« 

... Insgesamt wird die Zahl der Erwerbs- 
tätigen im Jahresverlauf um etwa 150 000 
zunehmen und im Jahresdurchschnitt die 
vom Vorjahr um rund 200 000 überstei- 
gen. Getragen wird die Beschäftigungszu- 
nahme in erster Linie vom privaten 
Dienstleistungsgewerbe sowie vom Staat. 
... Das Baugewerbe dürfte zum ersten- 
mal seit 1980 zusätzliche Arbeitskräfte 
einstellen." 
Trotz dieser positiven Entwicklung der 
Erwerbstätigenzahlen wird die Zahl der 
registrierten Arbeitlosen nur wenig 
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zurückgehen. Dies ist vor allem dadurch 
bedingt, daß das Erwerbspersonenpoten- 
l,al wieder ansteigt. Außerdem drängen 
nach wie vor Arbeitssuchende, die sich 
bisher nicht bei den Arbeitsämtern gemel- 
det haben (stille Reserve), aufgrund der 
besseren konjunkturellen Aussichten auf 
den Markt. 

'n ihren politischen Forderungen bestäti- 
gen die Wirtschaftsforscher die Auffas- 
Sung der Bundesregierung, daß nur durch 
•fiehr Wachstumsdynamik zusätzliche 
Arbeitsplätze entstehen. 
uer Finanzpolitik der Bundesregierung 
^ird ein gutes Zeugnis geschrieben. „Mit 
der Steuerentlastung 1986/88 und der für 
*"90 geplanten Reform, aus der ein Paket 
v°n 5 Mrd. DM in das Jahr 1988 vorgezo- 
gen werden soll, löst die Finanzpolitik 
gegebene Versprechen ein und befindet sich 
teuerpolitisch im Prinzip auf dem richti- 

gen Weg." 

J^e angestrebten wachstumspolitischen 
fc'fekte sollen insbesondere durch fol- 
gende Maßnahmen unterstützt werden: 
* »Verbreiterung der Steuerbasis durch 
^bbau von Steuervergünstigungen und 
damit auch Vereinfachung des Steuer- 
rechts; 

j* Einschränkung bei den Ausgaben, ins- 
esondere bei den Finanzhilfen; 

* Verzicht auf Erhöhung der Mehrwert- 
euer, die nicht nur verteilungspolitisch 

Problematisch wäre, sondern auch die 
cnattenwirtschaft fördern würde." 

der Ordnungspolitik wird von den 
Wächtern neben der konsequenten 
Ufchforstung der Subventionen die Fort- 

, zung der Privatisierungspolitik gefor- 

arnend weisen die Konjunkturforscher 
,    den geringer gewordenen Spielraum 

r Tarifpartner hin. „Im Interesse der 
lcherung von Wachstum und Beschäfti- 

8Ung kommt es ... darauf an, daß der 

Abschluß im öffentlichen Dienst nicht als 
Vorbild für die Lohnvereinbarungen in der 
gewerblichen Wirtschaft dient." 
Insgesamt gesehen bestätigt das Früh- 
jahrsgutachten der Institute die Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Bundesre- 
gierung und verweist die Versuche der 
Opposition, die Erfolge der Regierung her- 
unterzuspielen, in den Bereich der Mär- 
chenwelt. Für die SPD gibt das Gutachten 
nichts her, denn neue Schulden- und 
abgabenfinanzierte Beschäftigungspro- 
gramme oder neue Steuererhöhungen 
sind Gift für die Wirtschaft. Und ein 
Abschwung ist nicht in Sicht, denn auch 
wenn über Wachstumszahlen gestritten 
wird, so waren sich die Institute einig, 
daß auch 1987 die Wirtschaft weiter 
wachsen wird. 

Auch künftig keine 
Entlassungen bei der DB 
Bei der Bundesbahn wird es auch künftig 
keine Entlassungen geben, versicherte 
Bundesverkehrsminister Jürgen Warnke 
(CSU) dem Vorstand der Gewerkschaft 
der Eisenbahner Deutschlands (GdED). 
Die Bundesregierung wird die Bahn bei 
der Konsolidierung ihrer Wirtschaftslage 
und der Steigerung ihrer Wettbewerbsfä- 
higkeit weiter unterstützen. 

JU-Camp '87 
Das diesjährige Jugendcamp der Jungen 
Union Deutschlands steht unter dem 
Motto „Partnerschaft mit der 3. Welt: 
Zukunft gestalten — gemeinsam überle- 
ben". Es wird in der Zeit vom 26. bis zum 
31. Juli in Olpe stattfinden. Unterlagen 
und Anmeldungsformulare können bei 
der Bundesgeschäftsstelle der Jungen 
Union Deutschlands, Annaberger Straße 
283,5300 Bonn 2, angefordert werden. 
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Positiver Trend auf dem 
Arbeitsmarkt setzt sich fort 
Der starke Kälteeinbruch Anfang die- 
ses Jahres war die Ursache dafür, daß 
sich der Arbeitsmarkt länger als 
üblich im eisigen Griff des Winters 
befand. Nahezu überall mußten auf- 
grund des anhaltend strengen Winter- 
wetters die Außenarbeiten eingestellt 
werden. Trotz dieser ungünstigen 
Bedingungen lag die Zahl der 
Erwerbstätigen in diesem Winter im 
Durchschnitt immerhin um 250000 
über dem Vorjahresniveau. 

Wenngleich sich der Abbau der Saisonar-. 
beitslosigkeit vor allem im Baugewerbe 
verzögert hat, sind jetzt die Anzeichen für 
eine Saisonwende auf dem Arbeitsmarkt 
eindeutig: Im März ist die Zahl der 
Arbeitslosen um 3 Prozent gegenüber 
Februar gesunken, gegenüber März 1986 
um 1,4 Prozent. Diese erfreuliche Ent- 
wicklung ist vor allem auf die weiterhin 
positiven Impulse aus dem Dienstlei- 
stungssektor zurückzuführen. 
Davon profitieren insbesondere die 
Frauen: Die Zahl arbeitsloser Frauen lag 
im März um knapp 27000 unter dem Vor- 
jahresniveau und ist damit überdurch- 
schnittlich um 3 Prozent gefallen. Der 
positive Trend, der die Frauen in den 
letzten Jahren zu den eigentlichen Gewin- 
nerinnen auf dem Arbeitsmarkt machte, 
setzt sich also weiterhin fort. 
Erfreulich ist auch die Situation bei 
Jugendlichen unter 20 Jahren. Hier ging 
die Zahl der Arbeitslosen weit überdurch- 
schnittlich — und zwar um 12 Prozent — 
gegenüber dem Vorjahr zurück. Dies ist 
um so bemerkenswerter, als die Bundes- 
republik im internationalen Vergleich 
eine extrem niedrige Arbeitslosenquote 
bei Jugendlichen zu verzeichnen hat: 

1986 lag die Jugendarbeitslosenquote im 
Durchschnitt aller westlichen Industrie- 
länder bei über 16 Prozent. Damit war sie 
annähernd doppelt so hoch wie die deut- 
sche Quote. 

Wichtig für den stetigen Rückgang der 
Arbeitslosigkeit ist jetzt die weitere Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen. Durch die Beseitigung der 
Inflation und die steuerlichen Entlastun- 
gen für Arbeitnehmer und Unternehmen 
hat die Bundesregierung für einen lang 
anhaltenden und robusten wirtschaftlichen 
Aufschwung gesorgt, der sich auch 1987 
nach Einschätzung der Wirtschaftsexper- 
ten fortsetzen wird. 

Das bedeutet jedoch nicht, daß die Bun- 
desregierung bei der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit allein auf die Markt- 
kräfte setzt. Nie zuvor wurde das Instru- 
mentarium der aktiven Arbeitsmarktpoli- 
tik intensiver und effektiver genutzt als 
unter der Regierung Helmut Kohl: 
• Im Haushalt 1987 der Bundesanstalt 
für Arbeit stehen insgesamt 12,4 Mrd. 
DM für aktive Arbeitsmarktpolitik zur 
Verfügung. Das ist fast doppelt soviel wie 
1982. 
• Im Rahmen der Qualifizierungsoffen- 
sive stehen in diesem Jahr 5,6 Mrd. DM 
für berufliche Bildung bereit (1982: 2,9 
Mrd. DM). 
• Im Vergleich zu 1982 werden die Mit- 
tel zur Förderung von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen sogar vervierfacht. Hief 

stehen 1987 insgesamt 3,2 Mrd. DM zur 
Verfügung. 
Dies zeigt, daß sich die Bundesregierung 
den großen Herausforderungen in der 
Arbeitsmarktpolitik stellt. 
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Umweltschutz schafft Arbeitsplätze 
Umweltschutz ist kein Jobkiller. Ganz 
"n Gegenteil: Umweltschutz schafft 
Arbeitsplätze. Dies ist das Ergebnis 
e'ner Untersuchung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
jjer Bundesanstalt für Arbeit in Nürn- 
berg. Die Autoren weisen nach, daß 
Uniweitschutzmaßnahmen den 
Arbeitsmarkt entlasten. 

•m Bereich der Industrie und der öffentli- 
chen Hand gibt es heute bereits ungefähr 
/40000 Arbeitsplätze im Umweltschutz. 
Diese Zahl könnte nach Angaben der 
Studie noch weiter erhöht werden. Vor- 
aussetzung dafür wären ein weiteres Bün- 
del zur Förderung des Umweltschutzes, 
~er Aktivierung des Eigeninteresses aller 
Ur den Umweltschutz, gezielte Umwelt- 

fchutzsubventionen bei Unternehmen, 
°here Umweltschutzinvestitionen von 
und und Ländern sowie verstärkte 

prbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf dem 
urciweltsektor. 

le Bundesanstalt geht davon aus, daß 
d£durch etwa 250000 bis 300000 zusätzli- 
ne Arbeitsplätze geschaffen werden kön- 

"en> so daß dann 700000 bis 750000 
eschäftigte in der Bundesrepublik 

Ueutschland im Bereich des Umwelt- 
schutzes tätig wären. 

'e These, daß der Umweltschutz ein 
°Dkiller sei, weist die Bundesanstalt für 

°'tSetzung von der vorigen Seite) 
je wirtschaftswissenschaftlichen For- 

pCnungsinstitute sehen deshalb in ihrem 
•"ühjahrsgutachten — trotz der verhalte- 
nen Konjunktureinschätzung — keinen 
niaß, ihre Arbeitsmarktprognosen für 

1987 wesentlich zu korrigieren: Im Jan- 

Arbeit entschieden zurück. Kostenerhö- 
hungen in Grenzgebieten, Konkurrenz- 
nachteile auf Auslandsmärkten oder 
Standortverlagerung ins Ausland und 
Investitionsstau kommen erwiesenerma- 
ßen nur begrenzte Bedeutung zu. 
Die positiven Auswirkungen des Umwelt- 
schutzes auf dem Arbeitsmarkt überwie- 
gen eindeutig. 

psdurchschnitt wird die Zahl der Erwerbs- 
at'gen erneut um rund 200000 steigen. 

Zitat 

Der schwere Schock 
Eine SPD, die über Jahre den Eindruck 
erweckt, sie sei auf,, Grün " und sonst auf 
nichts anderes fixiert, verliert im 
Bewußtsein der breiten Mitte der Bevölke- 
rung den Anspruch und die Fähigkeit, Ver- 
antwortung für ein Land, eine Stadt, eine 
Kommune zu übernehmen. 
Rot/Grün ist für die SPD eine illusionäre 
Strategie. Eine solche Mehrheit „diesseits 
der Union gibt es nicht. Grün ist kein 
seriöser Partner. Das ist zwar oft genug 
gesagt worden, und es hat nicht an Mah- 
nungen und Warnungen gefehlt, aber 
offensichtlich mußte für die SPD erst ihr 
„Heimat"-Land Hessen verlorengehen, um 
den Prozeß der Ernüchterung einzuleiten. 
Die SPD, erschreckt und gelähmt, zeigt 
sich nicht erst seit heute als eine freudlose 
Partei. Sie gibt sich verbiestert und verbit- 
tert. Der Schock sitzt tief. Sie steckt in 
einer Krise. 
In der Bündnisfrage ist die SPD noch 
gespalten. Es wird eine Zeit dauern, ehe 
der Klärungsprozeß wieder klare Konturen 
erkennen läßt. 

(Jens Feddersen, Neue Rhein Zeitung, 
10. 4. 1987) 
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Norbert Blüm: NRW muß aus 
Dornröschenschlaf erwachen 
In einem Interview mit dem Südwest- 
funk zu aktuellen wirtschafts- und 
sozialpolitischen Fragen am 12. April 
1987 erklärte Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm, auf die Stahlkrise 
angesprochen, an Rhein und Ruhr sei 
bei der Schaffung der notwendigen 
Ersatzarbeitsplätze trotz Krise in der 
Stahlindustrie viel Zeit vertan worden. 

Auf die Frage, ob die Reduktion von 
Arbeitsplätzen in der Stahlindustrie der 
einzige Weg zum Heil sei, erklärte Nor- 
bert Blüm: 

Was die deutschen Stahlarbeiter zu Recht 
fordern können, ist, daß ihnen eine faire 
Chance gegeben wird. Der Verdacht ist 
nicht aus der Luft gegriffen, daß in 
Europa Subventionsschwindel betrieben 
wird. Deshalb: Die Europäische Kom- 

mission muß energischer der Verzerrung 
von Wettbewerb durch Subvention ent- 
gegentreten ... 
Wir werden und wollen den Strukturwan- 
del in der Stahlindustrie sozial begleiten, 
Massenentlassungen können wir nicht 
gebrauchen; deshalb auch mein Appell 
an die Stahlunternehmen, sich ihrer 
sozialen Verantwortung bewußt zu blei- 
ben ... 
Wenn ich Öffentlichkeit und öffentliche 
Verantwortung sage, gehört dazu nicht 
nur die Bundesregierung, sondern auch 
die jeweiligen Landesregierungen. Ich 
richte deshalb meinen Appell auch an 
Nordrhein-Westfalen, aus dem Dornrös- 
chenschlaf zu erwachen. Es ist schon viel 
Zeit vertan worden. Man hätte früher 
damit beginnen müssen, moderne Ersatz- 
arbeitsplätze zu schaffen... 

US-Studie: Lebensqualität in Deutschland 
hervorragend 
Daß es sich in Deutschland gut leben 
läßt, ist im Ausland schon lange kein 
Geheimnis mehr. Nur die Deutschen 
selbst geraten hin und wieder in Zweifel, 
wenn professionelle Unheilpropheten 
durchs Land ziehen und Horror-Szena- 
rien von einer „neuen Armut" an die 
Wand malen. 

Tatsache ist: 
Die Bundesbürger haben nach den Schwei- 
zern weltweit den höchsten Lebensstan- 
dard. 
Dies geht aus der jüngsten Studie der 
amerikanischen Forschungsgruppe 
„Population Crisis Committee" hervor. 

Die Wissenschaftler haben in insgesamt 
130 Ländern der Erde die Lebensbedin- 
gungen der dort lebenden Menschen 
untersucht. Dabei spielten nicht nur Kri- 
terien wie das Pro-Kopf-Einkommen, 
Beschäftigung und Inflationsrate eine 
Rolle, sondern auch Verstädterung, Kin- 
dersterblichkeit, Bildung und persönliche 
Freiheit. Auf der Skala, die die amerika- 
nischen Forscher anhand dieser Kriterien 
entwickelt haben, liegt die Bundesrepu- 
blik noch vor den USA, Frankreich und 
England auf Platz 2. Ein Beweis dafür, 
daß der Kurs der Politik der Bundesreg'e' 
rung richtig ist und ein Grund mehr, mit 
Zuversicht in die Zukunft zu blicken. 
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Die Innenpolitik soll nach den 
Vorstellungen der Unions-Parteien 
gestaltet werden 
£u den innenpolitischen Schwerpunk- 
ten in der 11. Wahlperiode erklärte 
«er Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tegsfraktion, Johannes Gerster: In 
den vergangenen vier Jahren hat die 
Koalition innenpolitische Erblasten 
beseitigt und aktuelle Probleme 
gemeistert. Ich nenne die Wiederge- 
winnung von finanziellem Spielraum 
J01" Verbesserungen im öffentlichen 
"ienst, Einführung der neuen, fäl- 
schungssicheren Ausweise, daten- 
schutzrechtlich einwandfreie Grund- 
,age für die Volkszählung, Verbesse- 
rung; des Asylverfahrensrechts zur 
Bewältigung des Asylbewerberzu- 
sfroms, Teilreform des Demonstra- 
«onsrechts sowie das Anti-Terror- 
gesetz. 

j^ie Koalition der Mitte hat am 25. 
Januar 1987 einen klaren Wählerauftrag 
galten. Wir wollen in dieser Wahlpe- 

°de die Innenpolitik unseres Landes 
nach den Vorstellungen der Unions-Par- 
eien gestalten. In der Koalitions-Verein- 
arung vom März haben wir uns weitrei- 

chende und zugleich konkrete innenpoli- 
tische Ziele gesetzt. 

*• Im Bereich der inneren 
Sicherheit 
lochte ich hervorheben: 

•1 Die Einstellung zur Gewalt in der 
P01 «tischen Auseinandersetzung sowie 
71 zwischenmenschlichen Leben ist zu 
'ner Kardinalfrage unserer 

Gesellschaft geworden. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
begrüßt es, daß die Bundesregierung eine 
unabhängige Sachverständigenkommis- 
sion zur Erforschung der Ursachen von 
Gewalt sowie von Konzepten zur Verhin- 
derung von Gewalt einsetzt. Der Bundes- 
innenminister wird in Kürze nach erster 
Abstimmung mit der Fraktion dem Bun- 
deskabinett einen inhaltlichen und perso- 
nellen Vorschlag machen. Es wird eine 
unserer wichtigsten Aufgaben sein, diese 
Kommission parlamentarisch zu beglei- 
ten und im Bundestag die gebotenen 
Konsequenzen zu ziehen. Alle Demokra- 
ten müssen Politikern der Grünen 
geschlossen entgegentreten, die Gewalt- 
anwendung gutheißen, zum Rechtsbruch 
auffordern und mit totalitärem Richtig- 
keitsanspruch — ähnlich wie die Natio- 
nalsozialisten in der Weimarer Republik 
— solches Verhalten rechtfertigen. Wenn 
die SPD mehr als nur Lippenbekennt- 
nisse zu unserem demokratischen Rechts- 
staat abgeben will, muß sie dem Bündnis 
mit den Grünen eine klare Absage ertei- 
len. 

1.2 Wir erwarten von der Bundesregie- 
rung entscheidungsreife Vorschläge 
zur Wahrung der Friedlichkeit von 
Demonstrationen und für eine wirk- 
same Terrorbekämpfung. 

1.3 In Konsequenz aus dem Volkszäh- 
lungsurteil des Bundesverfassungsge- 
richts vom Dezember 1983 stehen 
nicht weniger als 10 Gesetzesvorhaben 
an. 
Bei diesem äußerst umfangreichen und 
komplizierten Gesetzespaket geht es um 
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das Verhältnis zwischen dem Persönlich- 
keitsrecht der Bürger und der — von 
unserem Grundgesetz ebenso gewollten 
— Wahrung der inneren Sicherheit. Aus 
der vergangenen Legislaturperiode liegen 
eine Reihe von Gesetzesentwürfen vor, 
aufweichen wir aufbauen können. Wir 
erwarten von der Bundesregierung mög- 
lichst bald entsprechende Gesetzesent- 
würfe, an welchen auch die Bundesländer 
zur Wahrung der Rechtseinheit im 
Sicherheitsbereich interessiert sind. In 
den Ausschußberatungen sowie bei den 
zu erwartenden parlamentarischen Anhö- 
rungen werden wir auf einfache und 
praktikable Regelungen dringen, welche 
der angespannten Sicherheitslage Rech- 
nung tragen. Die Sicherheitsbehörden 
sind für ihre Aufgabenerfüllung auf einen- 
reibungslosen Datenaustausch angewie- 
sen. Ob für den Informationsaustausch 
zwischen Polizei und den Diensten ein 
eigenes Zusammenarbeitsgesetz geschaf- 
fen werden sollte, bedarf sorgfältiger Prü- 
fung; möglicherweise lassen sich diese 
Fragen in den Fachgesetzen und einem 
eigenständigen BND-Gesetz verständli- 
cher regeln. 

1.4 Die Bekämpfung der allgemeinen 
Kriminalität verdient erhöhte 
Beachtung. 
In den letzten 20 Jahren hat sich die Zahl 
der polizeilich registrierten Straftaten 
mehr als verdoppelt. Die Kriminalitätsbe- 
lastung ist in Großstädten mit mehr als 
500000 Einwohnern inzwischen dreimal 
so hoch wie in Gemeinden unter 20000 
Einwohnern. 
Alarmierend sind die unterschiedlichen 
Aufklärungsquoten in den einzelnen Bun- 
desländern. Während im vergangenen 
Jahr Bayern eine Aufklärungsquote von 
57,4 Prozent, das Saarland von 50,7 Pro- 
zent und Rheinland-Pfalz, Berlin und 
Baden-Württemberg Aufklärungsquoten 
von 49,4 Prozent bzw. 48,2 Prozent und 

48,1 Prozent aufwiesen, betrugen die Auf- 
klärungsquoten in den Stadt-Staaten Bre- 
men und Hamburg lediglich 36 bzw. 36,1 
Prozent. Die geringste Aufklärungsquote 
hatte Hessen mit 35,6 Prozent und regio- 
nalen Quoten von unter 30 Prozent in den 
Großstädten Frankfurt und Offenbach. 
Wir halten eine Untersuchung der Ursa- 
chen für diese erheblichen Unterschiede 
für notwendig. Der Bund muß das ihm 
Mögliche zur Verbesserung der Krimina- 
litätsbekämpfung tun. Unsere Bürger 
haben nicht nur Anspruch auf eine 
gesunde Umwelt, sondern auch Anspruch 
auf Schutz ihrer Rechtsgüter vor Strafta- 
ten. Die CDU/CSU-Fraktion sieht insbe- 
sondere in folgenden Bereichen Hand- 
lungsbedarf: 
• Damit das Rechtsbewußtsein gefestigt 
und Verweigerungskampagnen abge- 
wehrt werden, muß die Wertorientierung 
in Erziehung und Ausbildung wieder 
einen bestimmenden Stellenwert erhalten- 
• Die geltenden Vorschriften über 
Beschlagnahme, Einziehung und Verfall 
von Vermögenswerten reichen in der Pra- 
xis nicht aus, z. B. Rauschgifthändler ent- 
ziehen ihre enormen Gewinne über Mit- 
telsmänner und Banken der Strafverfol- 
gung. Ich stelle mir vor, daß derartige 
Straftäter — nach dem Vorbild der USA 
— künftig nachweisen müssen, daß sie 
ihr Vermögen rechtmäßig erworben 
haben. Eine solche Beweislastumkehr 
erleichtert Beschlagnahmen und würde 
die Bekämpfung von Rauschgiftdelikten, 
organisierten Verbrechen und von Wirt- 
schaftskriminalität erheblich verbessern, 
weil die Täter nicht mehr ihrer Vermö- 
gensvorteile sicher wären. 

• Die Bekämpfung der Umweltkrimina- 
lität ist besonders wichtig. Die Zahl der 
Umweltdelikte hat sich in den letzten 
fünf Jahren mehr als verdoppelt. Ein- 
zelne Umweltstraftaten können ganze 
Öko-Systeme und Hunderttausende von 
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Bürgern schädigen. Neben einer intensi- 
vierten Verfolgung von Umweltvergehen 
sowie der Einrichtung eines zentralen 
Meldedienstes zur Erfassung von 
Urnweltdelikten sollte gesetzlich sicherge- 
stellt werden, daß bei Umweltverstößen 
die eigentlich Verantwortlichen in den 
Betriebsleitungen und Unternehmensvor- 
ständen wirklich strafrechtlich zur 
Rechenschaft gezogen werden. Dafür 
könnte der Rechtsgedanke des § 130 Ord- 
lungswidrigkeitengesetz, der die Ahn- 
dung von Verletzungen der Aufsichts- 
pflicht in Betrieben und Unternehmen 
ermöglicht, ins Strafgesetzbuch übernom- 
men werden. 

2. Weitere innenpolitische 
Schwerpunkte sind für uns: 
* pür den öffentlichen Dienst streben 
Wlr eine Novellierung des Bundesperso- 
nalvertretungsgesetzes an, um die allge- 
meine Problematik der Beteiligung von 
personalräten bei der Einführung sog. 
neuer Techniken sowie die vom Bundes- 
verfassungsgericht aufgeworfene Frage 
°-es Minderheitenschutzes von Wahlvor- 
schlägen zu klären. 

°n der bevorstehenden Volkszählung 
erden im Zusammenhang mit den Pro- 

gnosen zur Bevölkerungsentwicklung 
Nichtige Denkanstöße für die Gewerk- 
cnaften und Berufsverbände des öffentli- 

/>en Dienstes sowie die öffentlichen 
'enstherren und Arbeitgeber ausgehen. 
n halte es für sinnvoll, wenn sich eine 

gemeinsame Kommission beizeiten mit 
en Konsequenzen beschäftigt, die sich 
us dem veränderten Altersaufbau sowie 
ern Bevölkerungsrückgang für Aufgaben 

Und Struktur des öffentlichen Dienstes 
ergeben. 

' *n der 10. Wahlperiode haben die Uni- 
°ns-Parteien die kulturellen Aktivitäten 

es Bundes gezielt gesteigert. Trotz der 

gebotenen Haushaltssanierung haben wir 
die finanziellen Mittel für die Ostdeut- 
sche Kulturarbeit, den Denkmalschutz 
und die Filmförderung mehr als verdop- 
pelt. Diese Linie wollen wir konsequent 
weiter verfolgen. 

• Auf dem Gebiet der zivilen Verteidi- 
gung streben wir ein neues Zivilschutzge- 
setz an. 

• Der Übertritt des BfV-Beamten Tiedge 
in die DDR hat einen besonderen Rege- 
lungsbedarf aufgezeigt. Wir wollen durch 
Gesetzesänderung verhindern, daß Lan- 
desverräter, die unserem Staat schweren 
Schaden zugefügt haben, sich ihrer 
Bestrafung entziehen, aber später in den 
Genuß einer von der Gemeinschaft 
bestrittenen Altersversorgung gelangen. 

Ich erwarte eine konstruktive Zusammen- 
arbeit mit dem Koalitionspartner FDP 
auf innenpolitischem Gebiet. In ersten 
Gesprächen mit den Innenpolitikern der 
FDP habe ich den Eindruck gewonnen, 
daß man auch dort eine sachbezogene 
und erfolgreiche Zusammenarbeit will. 
Trotz der zum Teil politisch unterschied- 
lichen Bewertungen bewegen wir uns auf 
einem breiten gemeinsamen Fundament: 
Es geht um die Erhaltung und weitere Aus- 
gestaltung unseres freiheitlich demokrati- 
schen Rechtsstaates. 

Zitat 
 Das Schielen nach einem Koali- 
tionspartner schadet besonders dann, 
wenn dieser Partner für viele SPD- 
wichtige Wähler so beliebt ist, wie ein 
Autofahrer, der auf einer dreispurigen 
Autobahn ständig langsam auf der lin- 
ken Fahrspur fährt." 

(I- \-V erkehrsminister Leber, SPD, 
im EXPRESS-Interview vom 20.4.1987) 
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SPD entfernt sich von den traditionellen 
Werten der Arbeiterbewegung 
Klaus Liepelt, Geschäftsführer des 
Instituts für angewandte Sozialwissen- 
schaft (Infas) analysierte in der 
„Welt" vom 3. April 1987 das Wahl- 
debakel der SPD. U. a. stellte er fest: 
„SPD-Wähler mit Abitur — das sind 
weniger als zehn Prozent der SPD- 
Anhänger und nicht einmal fünf Pro- 
zent der Gesamtbevölkerung — den- 
ken über die Gesellschaft ganz anders 
als die große 90-Prozent-Mehrheit der 
SPD-Wähler, die kein Abitur gemacht 
haben. Diese Bildungselite geht nicht 
konform mit der Wählermehrheit der 
eigenen Partei. Sie folgt vielmehr der 
Ideologie der Grünen. 

Aus dieser Bildungsklasse rekrutieren 
sich heute jene, die in der SPD mehrheit- 
lich den Ton angeben: Es ist die jüngere 
Akademikergeneration der „Enkel" und 
„Enkelinnen", die sich auf den Marsch 
durch die Institutionen gemacht und 
Führungspositionen in der Partei über- 
nommen haben. Zugespitzt: Der Genera- 
tionswechsel in der SPD hatte bedeut- 
same Nebenfolgen. Arbeiter wurden in 
der Arbeiterpartei politisch arbeitslos. So 
hat die tonangebende akademische Min- 
derheit den SPD-Wahlkampf 1987 mit 
Schwerpunkten aus dem Katalog der 
Grünen geführt: Atomenergie, 
Umwelt, Frieden, Raketen. Infas-Umfra- 
gen zeigen, daß die nicht akademische 
Mehrheit mehr an Fragen der persönli- 
chen Sicherheit — am Arbeitsplatz und 
am Sozialsystem — interessiert war. 

Arbeitnehmerthemen wie Strategien zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit oder 
der Humanisierung der Arbeitswelt sind 
mehr und mehr in den Hintergrund gera- 
ten. Damit steht die Bildungselite in der 

SPD gleichsam in Opposition zur großen 
Mehrheit der SPD-Wähler, die in ihrer 
Grundhaltung eher der gewerkschaftli- 
chen Linie auf der Mitte des politischen 
Spektrums folgt. Je mehr die neue SPD- 
Spitze an der grünen Front um Einfluß 
ringt und sich auf einen Wettstreit um die 
besseren Aussagen zu den neuen Werten 
einläßt, um so größer ist die Bereitschaft 
des akademischen SPD-Anhangs, die 
Grünen als echte Alternative zu betrach- 
ten. 
Die Verluste der SPD in zahlreichen 
Großstädten sind die Konsequenz dieser 
Entfremdung zwischen Parteiführung 
und Wählerbasis. Quasi zwei Parteien 
haben sich dort unter dem gemeinsamen 
Dach des gleichen Namens herausgebil- 
det; sie kämpfen für unterschiedliche 
Ziele. Welche Konsequenzen das hat, zei- 
gen die SPD-Wahlresultate. Das politi- 
sche „sowohl als auch" konnte nur desin- 
tegrierend wirken. Die schweigende Wäh- 
lermehrheit hat begonnen, dies auf ihre 
Weise an der Urne zu quittieren: Mit 
einem „weder - noch"... Der persönliche 
Einsatz von Rau besonders in Nordrhein- 
Westfalen hat Anfang 1987 den Trend 
gleichsam in letzter Minute abgebremst. 
Nirgendwo aber steht geschrieben, daß 
37 Prozent die untere Grenze für SPD- 
Verluste sind. 

Umfrage 
72 Prozent der SPD-Mitglieder sind 
gegen eine engere Zusammenarbeit 
mit den Grünen. Jedes vierte SPD- 
Mitglied denkt über einen Austritt aus 
der Partei nach. 

(Umfrage des Forsa-Instituts) 
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Helmut Kohl 

Zum 20. Todestag Konrad 
Adenauers am 19. April 1987 
^ag auch die „Ära Adenauer" inzwi- 
schen mehr und mehr wie eine abge- 
schlossene Epoche erscheinen, so hat 
Konrad Adenauer selbst sein politi- 
sches Lebenswerk keineswegs als Erbe 
Verstanden, das wie selbstverständlich 
an die Nachwelt übergeht. Wir sollten 
uns deshalb nicht nur ehrend an den 
Zuni geschichtlichen Mythos erhobe- 
nen Gründungsvater der Bundesrepu- 
blik Deutschland erinnern, sondern 
jnit ebensolchem Ernst den fundamen- 
.. en politischen Fragen nachgehen, 
dle sich schon Adenauer gestellt hat 
und die auch heute noch Grundfragen 
Jjnserer politischen Existenz sind. Wir 

nrfen nicht vergessen, daß die Grund- 
lagen unserer Bundesrepublik 
Deutschland auf Weichenstellungen 
nrückgehen, die Adenauer zusammen 

Jjrt anderen „Gründervätern" nach 
J!?5 gegen vielfältige Hemmnisse und 
Verstände durchgesetzt hat. 

0 verdanken wir Adenauer die Integra- 
J°n des freien Teils Deutschlands in die 
^meinschaft der freiheitlichen Demo- 

ratien. Er hat für immer mit unent- 
schlossener Schaukelpolitik zwischen Ost 

nd West und mit neutralistischen Illu- 
°nen gebrochen. Europäische Einigung 
^Atlantische Allianz waren für ihn 

Cr|t bloß machtpolitische Zweckbünd- 
u
lsse, schon gar nicht auf Zeit. Freiheit 

^ " Demokratie suchte er so auch für die 
putschen jenseits des Eisernen Vor- 

, n8s zu erreichen. Die Aussöhnung mit 
p. n 'rüheren Kriegsgegnern, voran 

ankreich, und die Aussöhnung mit 
rael und dem Judentum waren ihm eil 
e,e moralische Verpflichtung. 

eine 

Konrad Adenauers Politik hat den Grund 
gelegt für die längste Friedensepoche, die 
in diesem Jahrhundert Deutschland und 
Europa bis heute beschieden ist; auch im 
Innern ist durch seine Politik unsere 
demokratische Ordnung stabilisiert. 
Wohlstand und soziale Gerechtigkeit sind 
geschaffen und gesichert worden. 

Adenauer kommt das Verdienst zu, 
Erhards Sozialer Marktwirtschaft poli- 
tisch den Weg geebnet zu haben. Mate- 
riellem Wohlstand allein maß er nur eine 
dienende Rolle zu. Seine politische Ziel- 
setzung bestand vielmehr darin, politi- 
sche Freiheit zu sichern und Gerechtig- 
keit für jedermann erfahrbar zu machen. 

Konrad Adenauer hat die Christlich- 
Demokratische Union Deutschlands mit 
aufgebaut und geprägt. 1950 wurde er ihr 
erster Bundesvorsitzender. Es war eine 
der großen zukunftsorientierten Leistun- 
gen Konrad Adenauers, daß er die CDU 
Deutschlands zur ersten echten Volkspar- 
tei in der deutschen Parteiengeschichte 
gemacht hat. Die soziale und konfessio- 
nelle Integrationskraft dieser neuen Par- 
tei der Mitte, die sich als Volkspartei dem 
Ganzen verpflichtete, trug in hohem 
Maße zum sozialen Frieden und zur poli- 
tischen Stabilität der Bundesrepublik 
Deutschland bei. 

Wir stehen in der Tradition von Konrad 
Adenauer. Sein politisches Erbe ist für 
uns nicht nur Besitz, den es zu bewahren 
gilt, sondern zugleich Verpflichtung und 
Vorbild. Die freiheitliche, liberale und 
soziale Demokratie, die Konrad Ade- 
nauer unter schwierigen Bedingungen 
vertrat, gilt es nach wie vor zu schützen 
und fortzuentwickeln. 
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Kampfbereit und einig 

Hamburger CDU sieht historische 
Chance zum Wechsel 
Kampfbereit und in großer Einigkeit 
präsentiert sich die Hamburger CDU 
rund vier Wochen vor der Bürger- 
schaftswahl am 17. Mai. Die Einigkeit 
dokumentierte sich auf dem Wahlpar- 
teitag der Union nicht zuletzt in dem 
überragenden Stimmenergebnis für 
den Spitzenkandidaten Hartmut Per- 
schau, der mit 191 von 192 möglichen 
Stimmen bei einer Enthaltung erneut 
zum Bürgermeister-Kandidat nomi- 
niert wurde. 

„Hier ist eine Partei, die weiß, was sie 
will. Hier ist eine Partei, die partner- 
schaftlich, solidarisch, loyal einen 
gemeinsamen politischen Weg gehen 
will", bedankte sich Hartmut Perschau 
bei den jubelnden Mitgliedern für seinen 
Wahlerfolg. 
CDU-Landesvorsitzender Jürgen Echter- 
nach hatte zuvor an den Wahlsieg der 
CDU in Hessen erinnert. Für Hamburg 
sei dies ein großartiger Auftakt, für den 
man den Freunden und besonders Walter 
Wallmann herzlich danken müsse. Für 
den Landesvorsitzenden und Staatssekre- 
tär drängen sich die Parallelen zu Ham- 
burg auf. Wie in Hessen, so Echternach, 
werde die Hamburger SPD an ihrer Zer- 
rissenheit zwischen traditionellen Sozial- 
demokraten und Ökosozialisten schei- 
tern. Der Landesvorsitzende zitierte in 
diesem Zusammenhang Alt-Bundeskanz- 
ler Helmut Schmidt, der erst kürzlich fest- 
gestellt hat: „Diese SPD besteht in Wahr- 
heit aus zwei Parteien." Für die Hambur- 
ger CDU gelte es nun, in den kommen- 
den Wochen dafür zu kämpfen, daß diese 
Krise der SPD nicht zu einer Dauerkrise 

für Hamburg werde. Echternach: „Diese 
herrliche Stadt hat es nicht verdient, von 
einer Partei regiert zu werden, die weder 
die Kraft, noch die Ideen für eine Füh- 
rung hat." 

SPD-Bürgermeister Klaus von Dohnanyi 
warf der Landesvorsitzende Heuchelei 
und Unehrlichkeit vor. Noch in der End- 
phase der Koalitionsverhandlungen habe 
Dohnanyi immer wieder seine ernste 
Bereitschaft zu einer großen Koalition 
bekundet, gleichzeitig aber schon die 
Briefe mit der Absage und der Forderung 
nach Auflösung der Bürgerschaft in der 
Tasche gehabt. Unaufrichtiger und 
unehrlicher kann ein Politiker gar nicht 
sein", sagte Echternach. 
Wie es von Dohnanyi mit der Ehrlichkeit 
halte, zeige auch seine Aussage zur GAL 
in Hamburg. Vor der letzten Wahl habe 
er bekundet, keinen Millimeter mit der 
GAL gehen zu wollen, nach der Wahl 
habe es sofort die ersten Bündnisse zwi- 
schen SPD und Grünen in den Bezirken 
gegeben. Vor wenigen Wochen habe er 
sich nun sogar in einem Interview für 
eine gemeinsame Regierungsbildung mit 
der GAL nach dem 17. Mai ausgespro- 
chen. 
Echternach warnte allerdings angesichts 
der Zerrissenheit bei den Sozialdemokra- 
ten zu siegessicher in die letzten Wochen 
des Wahlkampfes zu gehen. Ganze 1 500 
Stimmen sind es gewesen, die in Hessen 
den Regierungswechsel herbeigeführt 
haben. Und wieder einmal hat es sich 
gezeigt, wie wichtig es ist, bis zur letzten 
Minute, bis zur Schließung der Wahllo- 
kale um jede Stimme zu kämpfen. „Das 
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sollten wir in den kommenden Wochen 
beherzigen", sagte Jürgen Echternach. 
Zu einem Kampf für den Wechsel rief 
auch Hartmut Perschau die Delegierten 
und CDU-Mitglieder in Hamburg auf. 
Erschau: „Seien wir uns darüber im kla- 
ren, daß wir eine große, riesengroße 
Chance haben. Aber seien wir uns auch 
darüber im klaren, daß wir es noch nicht 
geschafft haben. Es wird nicht heute, es 
wird am 17. Mai gewählt." Wenn man die 
Chance nutzen wolle, müsse gearbeitet 
werden wie nie zuvor. Jedes CDU-Mit- 
glied müsse sich die Frage stellen, wel- 
chen Beitrag es leisten könne, die Stadt 
v°r dem rot-grünen Wirrwarr zu retten. 
»Am 17. Mai muß sich jeder die Frage 
bellen, habe ich alles getan, die Botschaft 
für einen Sieg der Vernunft, für einen 
^leg der Mitte den Bürgerinnen und Bür- 
gern zu vermitteln. Wenn Sie sich am 17. 
Mai diese Frage mit „Ja" beantworten 
können, bin ich sicher, wir werden am 
Abend dieses 17. Mai gemeinsam ein Fest 
der politischen Erneuerung dieser Stadt 
•eiern", sagte Perschau. 

^PE>-Bürgermeister Klaus von Dohnanyi 
warf der Spitzenkandidat vor, seiner Par- 
tei lediglich noch als „Schönwetter-Bür- 
germeister" zur Verfügung stehen zu wol- 
en. von Donnanyjs Aussage, lediglich 
tur eine SPD-Mehrheit oder für eine 
S°zial-Hberale Koalition zur Verfügung 
£ stehen, mache dies deutlich. Von einer 

?bsoluten Mehrheit sei die SPD noch nie 
n der Nachkriegsgeschichte so weit ent- 
ernt gewesen wie derzeit. 

•e FDP habe eine relativ klare Aussage 
*ugunsten der CDU gemacht. Damit 

abe Dohnanyi lediglich für die beiden 
^wahrscheinlichsten Konstellationen 
Se"'ie Kandidatur angekündigt. Perschau: 
»Er hat damit erklärt, daß wenn seine 

artei in Schwierigkeiten geraten sollte, 
)yenn sie sich in der Krise befindet und 
,hr der Wind ins Gesicht bläst, er als Spit- 

zenkandidat nicht mehr zur Verfügung 
steht. Ich glaube nicht, daß es irgend- 
wann einmal in der Bundesrepublik einen 
Spitzenkandidaten gegeben hat, der die 
Chuzpe besessen hat, so etwas seiner 
eigenen Partei zuzumuten. Ich bin ganz 
sicher, daß unsere Partei die Kraft hätte, 
wenn ich Ihnen ein solches Angebot 
gemacht hätte, mich zum Teufel zu jagen. 
Und das wäre richtig." 
Auch Perschau zitierte dann Alt-Bundes- 
kanzler Helmut Schmidt, der eine rot- 
grüne Koalition für Hamburg als ein 
Unglück für die Wirtschaft bezeichnet 
hatte. „Ich teile die Auffassung des 
Sozialdemokraten vom ersten bis zum 
letzten Wort. Und wir stehen heute in der 
Verantwortung, dieses nicht Wirklichkeit 
werden zu lassen", sagte der Spitzenkan- 
didat. Hartmut Perschau stellte in diesem 
Zusammenhang auch die Frage nach dem 
eigentlichen Spitzenkandidaten der Ham- 
burger SPD. Perschau: „Wer übernimmt 
denn für die Sozialdemokratische Partei 
am Morgen nach der Wahl die Federfüh- 
rung? Wir wissen heute doch nur, daß es 
extrem unwahrscheinlich ist, daß es noch 
der amtierende Bürgermeister sein wird." 
Hinter der jüngsten SPD-Parole, die Bun- 
desrepublik dürfe nach der Hessenwahl 
nicht „ganz schwarz" werden, steht nach 
Meinung von Hartmut Perschau eine 
„tiefe Angst der Sozialdemokraten die 
Macht zu verlieren." Wenn Herr von 
Dohnanyi diese Aussage zudem mit der 
Parole begleite, in Hamburg müsse auch 
in Zukunft soziale Gerechtigkeit herr- 
schen, werde dies vollends deutlich. 

Perschau: „Ich kann nur sagen, das ist 
alles sehr richtig, weil die Sozialdemokra- 
ten dies alles in 30 Jahren nicht geschafft 
haben. Wir brauchen eine politische 
Erneuerung, weil sozialdemokratische 
Reformpolitik immer mehr Menschen in 
die Arbeitslosigkeit schickt, immer mehr 
jungen Menschen die Perspektive für gei- 
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Arbeitsplatzoffensive Schleswig-Holstein 

Ergebnis übertrifft alle Erwartungen 
Bereits sechs Monate nach Beginn der 
Arbeitsplatzoffensive Schleswig-Hol- 
stein hat sich mit diesem neuen Instru- 
ment der Arbeitsmarktpolitik ein 
Erfolg eingestellt, der alle darin 
gesetzten Hoffnungen übertrifft. Gut 
ein halbes Jahr nach Anlaufen der 
Arbeitsplatzoffensive — also nach 
rund einem Fünftel der gesamten 
Laufzeit — sind mehr als ein Drittel 
der anfänglich angestrebten Arbeits- 
plätze von rund 12000 geschaffen wor- 
den. Dieses erfreuliche, weit über dem. 
Soll liegende Ergebnis ist eine volle 
Bestätigung der schleswig-holsteini- 
schen Arbeitsmarktpolitik, mit der im 
Interesse der arbeitslosen Menschen 
im Lande neue und unkonventionelle 
Wege beschriften wurden, stellt Mini- 
sterpräsident Uwe Barschel fest. 

Im Hinblick auf die an der Arbeitsplatz- 
offensive Schleswig-Holstein beteiligten 
Gruppen ist gar nicht hoch genug einzu- 
schätzen, daß sich hier alle am Wirt- 
schaftsleben Beteiligten — Arbeitgeber, 
Gewerkschaften, Arbeitsverwaltung — 
zusammengefunden haben. Diese auf 
Betreiben der Landesregierung initiierte 
konzertierte Aktion ist auch deshalb um 
so bemerkenswerter, als sie zu einer Zeit 
gestartet wurde, da ansonsten zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften im 
Hinblick auf die Diskussion um den 
§ 116 Arbeitsförderungsgesetz gar nichts 
mehr ging. Allen Beteiligten gilt deshalb 
für ihre Zusammenarbeit unser besonde- 
rer Dank. 
Für die Arbeitsplatzoffensive stellt das 
Land über 170 Millionen Mark zur Verfü- 
gung. In mindestens etwa gleicher Höhe 

(Fortsetzung von der vorigen Seite) 
stige, politische und wirtschaftliche Frei- 
heit nimmt. Weil sie immer mehr Men- 
schen in die Abhängigkeit des Staates 
bringt. 
Weil die Sozialdemokraten anstelle einer 
warmherzigen Sozialpolitik, wie sie noch 
ein Erni Wewiß betrieb, in die Verantwor- 
tung eines knallharten Linksideologen 
gelegt haben und damit die soziale 
Wärme aus unserem politischen System 
ausgekoppelt haben'.' Unterstreichen 
kann Hartmut Perschau von Dohnanyis 
Forderung nach einer starken Sozialde- 
mokratie. „Ich glaube, daß unser Par- 
teiensystem in der Bundesrepublik 
Deutschland durchaus eine starke sozial- 
demokratische Partei vertragen kann. 
Nur, die Sozialdemokraten müssen erst 
wieder stark werden, um diesen 

Anspruch erheben zu können", sagte der 
Bürgermeister-Kandidat. 
Die Demokratie brauche zudem eine 
starke Opposition. Perschau: „Deshalb 
brauchen wir natürlich auch die Opposi- 
tion und deshalb brauchen wir auch eine 
starke SPD in der Opposition." 
Hartmut Perschau rief die Hamburger 
CDU dazu auf, den Bürgern in den kom- 
menden Wochen deutlich zu machen, 
daß die Union Antworten auf die drän- 
genden Probleme der Stadt weiß. Und er 
machte deutlich, daß die Wende zum 
Positiven nur mit einer starken CDU 
möglich ist. Bürgerschaftspräsident Dr. 
Martin Willich, nach einem Wahlsieg als 
Innensenator vorgesehen, gab die Parole 
für die entscheidenden Tage auf seine 
Weise aus: „Die roten Nüsse werden 
geknackt. Hamburg ist die nächste!" 
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Werden noch einmal zusätzliche Mittel 
der Arbeitsverwaltung gebunden. Im lau- 
fenden Jahr stehen Landesmittel von 
über 60 Millionen Mark bereit. Mit Hilfe 
der Arbeitsplatzoffensive haben bisher — 
Stand 27. Februar 1987 - 4244 Mitbür- 
ger in Schleswig-Holstein einen Arbeits- 
Platz erhalten. Zusätzlich wurden für 
'422 Mitbürger Qualifizierungs- und 
"etreuungsmaßnahmen eingerichtet, 
allein in den Wiedereingliederungskur- 
sen für Frauen waren etwa 605 Teilneh- 
merinnen vertreten. Insgesamt konnte mit 
J^lfe der Arbeitsplatzoffensive fast 5700 
^chleswig-Holsteinern eine neue berufli- 
Cr,e Perspektive eröffnet werden. 

besonders erfreulich: Die Resonanz auf 
den wider Erwarten gut angelaufenen 
J30grammpunkt „Lohnkostenzuschüsse 
ür langfristige Arbeitsverträge mit älte- 

ren Arbeitnehmern". Die Arbeitsplatz- 
°ffensive hat hier einen wahren Antrags- 
schub ausgelöst. Es wurden 487 Anträge 
^willigt. 

tine besondere Zielgruppe der Arbeits- 
PJatzoffensive sind jugendliche Berufsan- 
jänger, die ihre Ausbildung beendet 
Jaben. Hier konnte insgesamt 763 
ugendlichen eine Beschäftigungsmög- 
'chkeit eröffnet werden. Dank intensiver 
emühungen der Landesregierung und 
es Landesarbeitsamtes ist es gelungen, 
em Wunsch vieler Arbeitgeber zu ent- 

sprechen, Teilzeitarbeit und Teilzeitfort- 
'•dung den betrieblichen Erfordernissen 
^sprechend sinnvoll miteinander zu 

^erblocken. Die nun mögliche Verblok- 
*Ur«g von Teilzeitarbeit und Teilzeitfort- 

dung — in Blöcken von jeweils bis zu 
wei Kalenderwochen — dürfte zu einem 

Ve.rmehrten Angebot von Teilzeitarbeits- 
P'ätzen führen. Ein besonderer Appell 
r,chtet sich an die Industrie, mehr Teil- 

e'tarbeitsplätze zur Verfügung zu stellen, 
er|n bisher war es vorwiegend das Hand- 

werk, das die überwiegende Zahl der 
Plätze bereitgestellt hat. 

Teilzeitarbeit und Teilzeitfortbildung ist 
für die Unternehmen ein wichtiges 
Instrument einer zukunftsorientierten 
Personalplanung. Jugendliche, die nach 
der Ausbildung nicht in ein Beschäfti- 
gungsverhältnis übernommen werden, 
verlieren sehr schnell ihre erworbenen 
Kenntnisse. Die von den Unternehmen 
getätigte Investition in die Ausbildung 
der Jugendlichen wirft dann aber keinen 
Ertrag ab. Weitsichtige Unternehmen 
müßten deshalb auf den sich in naher 
Zukunft abzeichnenden Mangel an quali- 
fizierten Arbeitskräften entsprechend rea- 
gieren und sollten die ausgebildeten 
Jugendlichen durch ein verstärktes Ange- 
bot von Teilzeitarbeitsplätzen bereits 
heute an sich binden. Wer auch in 
Zukunft qualifiziertes Personal haben 
will, der muß rechtzeitig Vorsorge treffen. 

Um das Instrumentarium der Arbeits- 
platzoffensive noch effizienter zu gestal- 
ten, steht die Landesregierung in einem 
ständigen Dialog mit der Wirtschaft 
sowie den Gewerkschaften und der 
Arbeitsverwaltung. Ergänzend wird in 
Kürze eine neue Informationsbroschüre 
mit anschaulichen Beispielen an rund 
50000 Unternehmen im Lande versandt. 
Die bisherigen Erfahrungen bei der prak- 
tischen Umsetzung haben bereits zu einer 
verbesserten Neuauflage der Förderungs- 
grundsätze geführt. Die neuen Grund- 
sätze werden rechtzeitig zum Ende des 
Ausbildungsjahres Ende Mai/Anfang 
Juni an die Unternehmen im Lande ver- 
schickt. Des weiteren hat die Landesre- 
gierung eine Arbeitsgruppe „Jugendar- 
beitslosigkeit" gebildet, die Vorschläge 
unterbreiten soll, wie das vorhandene 
Instrumentarium für Jugendliche, die 
ihre Ausbildung beendet haben, noch 
besser genutzt werden kann. 
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Jugendpreis der Jungen Union Deutschlands 
an Wald Jugend Greimerath 
Im Rahmen des von der Jungen Union 
Deutschlands bundesweit ausgeschrie- 
benen „Heinrich-Köppler-Jugendprei- 
scs", der diesmal unter dem Leitmotto 
„Junges Engagement für unsere 
Umwelt" stand, verlieh der Bundesvor- 
sitzende der Jungen Union, Christoph 
Bohr, den ersten Preis in Höhe von 
3000 DM an die „Waldjugend Grei- 
merath". 
An der Ausschreibung im Jahre 1986 
beteiligten sich eine Fülle von Gruppen 
aus allen Teilen der Bundesrepublik. 
Eine unabhängige Jury unter dem Vorsitz 
von Frau Erika Köppler betrachtete die 
Leistungen der „Waldjugend Greime- 
rath" — die im Jahre 1979 von Forstober- 
inspektor Ralf Taubert gegründet wurde 
— als herausragend. 
Über fünfzig Kinder und Jugendliche im 
Alter zwischen neun und achtzehn Jahren 
sind aktive Mitglieder dieser Gruppe, die 
seit fünf Jahren das 32 Hektar große 

Gebiet „Panzbruch" betreut. Durch die 
Erfassung der Flora und Fauna war die 
Gruppe maßgeblich an der Unterschutz- 
stellung dieses Gebietes beteiligt. Neben 
der Beseitigung unerwünschter Baum- 
und Strauchbestände, der Schaffung von 
Wasserflächen durch Dammbauten, der 
Verbesserung vorhandener Tümpel, der 
Betreuung von zirka 212 Nistkästen gehö- 
ren die Betreuung von drei Patenrevieren 
von je 25 Hektar Größe ebenso zum 
Arbeitsprogramm der „Waldjugend Grei- 
merath" wie die regelmäßig stattfinden- 
den Altpapiersammlungen. Der Erlös die- 
ser Sammlungen wird der Aktion „Ein 
Baum für Afrika" zur Verfügung gestellt- 

JU-Bundesvorsitzender Christoph Bohr 
dankte der „Waldjugend Greimerath" für 

ihr vielgestaltiges und vorbildliches Enga- 
gement und wies daraufhin, daß das von 
diesen Gruppen aufgebrachte persönli- 
che Engagement durch keine staatliche 
Umweltpolitik zu ersetzen sei. 
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